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Neueste Nachrichten.
Der Reichstag nahm am Samstag das Ermächtigungs¬

gesetz  an . Auch die bayrisch« Bolkspartei stimmte für das
Gesetz.

Der oielumstrittene Brief des ReichstagsaLgcorvyeten u. Grog-
industriellen Stinnes  an den Reichskanzler anläßlich der
Aufgabe des passiven Widerstandes wird nun veröffentlicht.
I « dem Brief werden im Namen der Ruhrindustriellen An¬
fragen bezüglich der Erleichterung des Wiederbeginns der
Arbeit gestellt , sowie bezüglich des Verhaltene gegenüber den
Besatzungsbehörden . Auch die Stellungnahme - er Reichsregie¬
rung zu einer Erhöhung der Arbeitszeit wird gewünscht. Der
Reichskanzler hat auf den Bries geantwortet , - atz die sinan.
ziellrn Leistungen des Reichs durch unsere Lage begrenzt seien,
und daß die Arbeitszeit im Bergbau durch gemeinschaftliche
Verhandlungen geregelt « erden solle. Zn einer dem Berliner
Vertreter der . Köln . Ztg ." gewährten Unterredung erklärte
der Reichskanzler , daß die Ruhrindustriellen der Reichsegie-

. rung alle Unterlagen über die Verhandlungen mit den Fran-
zosen zur Verfügung gestellt hätten . Bon einer Ausschaltung
der Reichsrcgierung — da» wußten - ie Franzosen wohl —
könne keine Rede sein, denn di« Verhandlungen der lokalen
Behörden wie der Organisationen würden immer im Einver¬
nehmen mit - er Reichsregierung geführt.

Belgien hat den Alliierten „Studien " zum Reparationsproblem
vorgelegt , auf Grund deren ein gemeinschaftlicher
Reparationsplan erwogen werde » könne. Die Alliierten haben
^»gestimmt , daß die Studien der Reparationskommission zur
Prüfung unterbreitet werden . Sollte das dje Ankündigung
eines neuen Plans der Entente sein ? !

AMchoie der EmWiWMsehv.
Berlin , 13. Okt . Der um 1 Uhr beginnenden Reichs¬

tagssitzung , die die Entscheidung über das Ermächtigungs¬
gesetz bringen soll, wird mit großer Spannung entgegen¬
gesehen . Seit den frühen Morgenstunden finden sich zahl-
reiche Personen vor dem Reichstagsgebäude ein , um Ein¬
laßkarten zu der heutigen Sitzung zu erlangen . Die Re¬
gierungsparteien verfügen insgesamt über 340 Stimmen»
könnten somit die für die Zweidrittelmehrheit notwendi¬
gen 306 Stimmen ausbringen . Alle auswärts befindlichen
Mitglieder wurden von ihnen nach Berlin gerufen . Die
Sozialdemokraten versuchen in einer noch andauernden
Fraktionssitzung , die Opposition ihrer -Fraktion zur Teil-
nahm « an der entscheidenden Sitzung zu bewegen . Wie¬
viel Mitglieder der übrigen Regierungsparteien in Ber¬
lin eingetroffen sind, läßt sich noch nicht zahenmäßig ange¬
ben . Eine Reihe von Abgeordneten trifft erst mit den
Bormittagszügen ein . Das Ergebnis der Abstimmung
wird von ganz wenigen Stimmen abhängen . .Die Baye¬
rische Volkspartei , deren Stellungnahme von größter Be¬
deutung ist? ist soeben um die Mittagsstunde zu einer Frak¬
tionssitzung zusammengetreten.

Berlin , 13. Okt . Der Reichstag blieb vor dem Schicksal
der Auflösung bewahrt durch die Annahme des Er¬
mächtigungsgesetzes.  Die Abgeordneten waren
hierzu ?ast vollzählig erschienen . Ein Antrag der Unab¬
hängigen auf Aussetzung der Abstimmung fand keine Un¬
terstützung . Die BayerischeVolkspartei  schwenkte
um und erklärte sich für dieAnnahme.  Bei der
Ankündigung der namentlichen Gefamtabstimmung strömen
alle Deutschnationalen , Kommunisten und Unabhängigen
aus dem Saal . Im ganzen wurden 347 Karten abgegeben.
Die Sichtung ergibt 316 Ja , 24 Nein , 7 Enthaltungen . Es
ist damit die Bedingung erfüllt , daß zwei Drittel der ab¬
gegebenen Stimmen sich für das Gesetz erklärten , womit
dessen Annahme gesichert ist. Die Kommunisten können sich
damit nicht einverstanden erklären , und in einer vom Ab¬
geordneten Frölich abgegebenen Erklärung wird die Arbei¬
terschaft aufgerufen , sich mit der Waffe in der Hand und
mit dem Generalstreik gegen eine militärische ( ? ) Diktatur
zu verteidigen . Zuletzt findet noch das Gesetz über Vermö¬
genssteuerstrafen und Bußen Annahme , worauf Lobe die
Ermächtigung erhält . Tag und Tagesordnung der nächsten
Sitzung selbst festzusetzen. Voraussichtlich findet der nächste
Zusammentritt Ende nächster oder Anfang übernächster
Woche statt mit dem Arbeitszeitgesetz  als Bera¬
tungsgegenstand .

IicAnsWe vo»Sllimer an den Reichskanzler.
Berlin , 15. Okt . In Anbetracht des außerordentlichen Inter¬

esses, das das Schreiben des Abgeordneten Stinnes an den
Reichskanzler vom 7. Oktober ds . Js . in der Oeffentlichkeit her-

I vorgerufen hat , werden nachstehend dieses Schreiben , sowie die
vom Reichskanzler Herrn Stinnes übermittelte Antwort der
Reichsregierung im Wortlaut wiedergegeben . Das Schreiben
des Herrn Stinnes an den Reichskanzler Dr . Stresemann vom
7. Oktober 1923 lautet:

Sehr geehrter Herr Stresemann ! Ich nehme Bezug auf dis
Besprechung mit Ihnen und Herrn von Maltzahn über die im
Westen zu ergreifenden Maßnahmen . Die Vertreter der rhei¬
nisch-westfälischen Kohlenindustrie bitten , am Dienstag die
grundsätzliche Entscheidung der deutschen Regierung darüber zu
erhalten , ob die Regierung bei den mit Frankreich zu führenden
Verhandlungen selbst etwa durch sofortige Aufnahme der Ver¬
handlungen mit der Reparationskommission die notwendigen
Vereinbarungen für die westlichen Gebiete , insbesondere denen
der rheinisch -westfälischen Kohlenindustrie , überlassen will , einen
„modus vivendi " mit den Besatzungsmächten zu treffen , um die
Ernährung der Bevölkerung und den Bestand der Werke nach
Möglichkeit zu sichern. Dies vorausgeschickt , ist die Beantwor¬
tung folgender Fragen für uns notwendig : 1. Ist die Regierung
bereit , die beschlagnahmten Kohlen und anderen Materialien
einschließlich der Aufladekosten zu bezahlen und die Zechen und
Werke zu ermächtigen , darüber möglichst günstige Abkommen
mit den Besatzungsbehörden zu treffen ? Nach den erhaltenen
Erklärungen werden in diesem Falls « mit Ausnahme der weni¬
gen in die Regie übernommenen Zechen die Zechen von der
Besatzung fieigegeben werden . 2. Ist die Regierung bereit , den
Zechen die von den Franzosen verlangten s - conto - Zahlungen
für die Kohlensteucrn zurückzuvergüten , und den Zechen die Er¬
mächtigung zu geben , über die Restzahlungen auf die Kohlen¬

steuern bestmögliche Abmachungen zu treffen ? 3. Hst die Re¬
gierung ferner bereit , mit rückwirkender Kraft oder mindestens
mit sofortiger Wirksamkeit allgemein und im besonderen im be¬
setzten Gebiet die Kohlensteuer aufzuheben , um den verhandeln¬
den Zechen - und Werksvertretern eine Grundlage für die Ver¬
handlungen mit den Besatzungsbehörden zu geben , die nicht von
vornherein ein Wiederaufleben der Kohlen - und sonstigen
Wirtschaft im besetzten und unbesetzten Deutschland unmöglich
macht ? 4. Ist die Regierung bereit , die Reparationskohlen an
die Zechen in dem Umfang zu vergüten , wie die Zechen ihre
Lieferungen mit der Reparationskommission vereinbaren müs¬
sen? 5. Ist die Regierung mit der bevorzugten Belieferung des
besetzten Gebiets nach der Verfügung der Besatzungsbehörden
einverstanden ? 6. Ist die Regierung mit der Aufhebung des
Reichskohlenkommissariats und des Kohlenwirtschaftsgesetzes im
ganzen und für das besetzte Gebiet einverstanden , sodaß die Ze¬
chenvertreter mit den Besatzungsbehörden unabhängig vom Koh-
lensyndikat und Reichskohlenkommissariat Vereinbarungen tref¬
fen können ? 7. Ist die Regierung damit einverstanden , daß die
von der Kohlenindustrie einstimmig gewählte Kommission , be¬
stehend aus den Herren Janus , Klöckner , Lübsen , von Velsen,
Vögelcr und Hugo Stinnes , evtl , ergänzt für das rheinische
Braunkohlengebiet durch Herrn Dr . Silberberg , Verhandlungen
soweit wie möglich mit den Besatzungsbehörden führt ? 8. Ist
die Regierung damit einverstanden , daß die Kommission oder
einzelne beauftragte Mitglieder sofort mit Herrn Tirard und
erneut mit Herrn General Degoutte die Fühlungnahme ausneh¬
men , um festzustellen , welche Instanzen und Auffassungen in
Frankreich zur Zeit als die maßgeblichen angesehen werden
können ? 9. Welche Stellungnahme hat die rheinisch -westfälische
Kohlenindustrie der Eisenbahnregie gegenüber zu beobachten
und inwieweit ist es erwünscht , daß sie der baldigen Umwand¬
lung der Regie in eine Detricbsgesellschaft Vorschub leistet und
Einfluß auf diese zu gewinnen sucht, sei es für das Reich , für
Preußen , für das Rheinland oder für Westfalen ? 19. Können
wir auf wohlwollende Unterstützung der Regierung rechnen bei:
ol der Durchführung der Arbeitszeiterlängerung auf Stun¬
den im besetzten und unbesetzten Gebiet , bl der sofortigen Besei¬
tigung der Demobilmachungsbestimmungen und der Bestimmun¬
gen , die aus Anlaß der Besetzung des Ruhrgebiets bezüglich der
Kündigung der Arbeiter und Angestellten getroffen sind?

Ich darf darauf aufmerksam machen , daß die eigentliche Lage
der Unternehmungen teilweise überaus kritisch geworden ist.

Mit hochachtungsvoller Begrüßung ihr ergeb . Hugo Stinnes.

Da» Antwortschreiben de» Reichskanzlers
vom 12. Oktober hat folgenden Wortlaut : Sehr geehrter Herr
Stinnes ! Auf Ihr Schreiben vom 7. Oktober erwiderte ich

Ihnen gleichzeitig im Namen der Reichsregierung folgendes:
Wie Sie wissen , war für die Aufgabe des passiven Widerstandes
ausschlaggebend die finanzielle Notlage der Reichsrcgierung , die
eine Wetterführung der reichsseitigen Finanzierung auch nur
für eine kurze Zeit unmöglich machte . Diese finanzielle Lage dik¬
tiert uns auch jetzt zwangsläufig den Weg unserer Entschlüsse.
Die Reichsregierung hat aus ihrem dringenden Wunsch , in höch¬
stem Umfange der Wirtschaft des besetzten Gebietes die durch
den von ganz Deutschland geführten AbwehrkamA ihr entstehen¬
den Schwierigkeiten zu erleichtern , für eine Uebergangszeit noch
auch Ihnen bekannte und endgültig begrenzte Zuschußleistungcn
auf das Reich übernommen , strotzdem sie die finanziellen Ver¬
hältnisse des Reiches auf das schwerste erschüttern . Darüber
hinaus etwas zu leisten , ist leider völlig unmöglich . Wir kämp¬
fen um die nackte Existenz des deutschen Volkes und müssen die¬
sem Gesichtspunkt alles andere unterordnen . Aus diesem Grunde
ist es uns auch nicht möglich , Lieferungen für Reparationskohls
wie bisher zu finanzieren . Durch die Mittel der Notenausgabe
kann die Finanzierung nicht erfolgen . Die Frage , ob Deutsch¬
land eine internationale Anleihe erhalten kann , ist bisher völlig
ungeklärt . Die Markentwertung schreitet in rasendem Tempo
weiter fort . Wir haben die Verordnung vom 13. Januar über
das Reparationslieferungsverbot aufgehoben und dadurch un¬
sere grundsätzliche Bereitwilligkeit erklärt , Reparationslieferun¬
gen dann wieder aufzunehmen , wenn die finanzielle Lage des
Reiches es gestattet . Gegenwärtig kann von einer solchen Mög¬
lichkeit nicht gesprochen werden . Die Reichsrcgierung kann des¬
halb bis auf Weiteres Ihnen und Ihren Freunden gegenüber
weder eine Garantie für die Zahlung der Reparationskohle,
noch für einen Ersatz für die Kohlenstcuerbeträge übernehmen.

Dagegen hat sich die Reichsregierung schon vor der Aufgabe
des passiven Widerstands mit der Frage beschäftigt , ob nicht -die
allgemeine Wirtschaftslage eine Aufhebung der Kohlenzölle nötig
macht . Die Kohlenpreise sind die Grundlage für die gesamte
Entwickelung der Wirtschaft . Eine Senkung sowohl für die in¬
dustriellen Bedürfnisse , wie auch für den Bedarf des Haus¬
brandes ist eine Notwendigkeit . Daher hat sich die Reichsrcgie¬
rung nunmehr zur Aufhebung der Kohlensteuer entschlossen , die
aber abhängig gemacht wird von der Senkung der Kohlenprcisr
in der Ihnen bekannten Art und Ausdehnung.

Die Situation , die sich bei der Neuordnung für die Zechen des
besetzten Gebietes ergibt , veranlaßt die Reichsregierung , sich mit
einer weitgehenden Freiheit der Unternehmungen einverstanden
zu erklären . Um den Zechen die Möglichkeit zu geben , über die
von ihnen -seitens der Besatzungsmächte angeforderten Brenn¬
stoffe Lieferungsverträge abzuschließen , ist die deutsche Regie¬
rung damit einverstanden , daß das Kohlensyndikat die hierfür
erforderlichen Mengen freistellt . Auch der Kohlenkommissar wird
in solche Lieferungen nicht eingreifen . Bei der Behandlung der
Frage , in welchem Umfange die Kohlen im besetzten Gebiet ver¬
bleiben und in das unbesetzte Gebiet hinausgehen , ist zu ver¬
meiden , daß durch etwaige Abmachungen »Bedingungen für die
Reischregierung entstehen . Die grundsätzliche Behandlung der
Frage muß Gegenstand der Verhandlungen zwischen den Regie¬
rungen bleiben Es kann - er Reichsregrernng nicht zugemutet
werden , sich mit noch zu treffenden Verfügungen der Besatzungs¬
behörden einverstanden zu erklären , ohne dabei selbst mitzuwir¬
ken. Da Verhandlungen zwischen den Regierungen über diese
Frage gegenwärtig nicht stattfinden , so ist die Reichsregierung
damit einverstanden , daß die wirtschaftlichen Organisationen
ihrerseits Verhandlungen wegen der Wiederingangsetzung der
Wirtschaft führen und damit ihre Vertrauensmänner beauftra¬
gen . Die Reichsregierung muß ihrerseits jedoch unbedingt Ge¬
wicht darauf legen , daß hierbei keinerlei Verhandlungen oder
Vereinbarungen über Fragen getroffen werden können , dir
staatliche Rechtst, insbesondere Hoheitsrechte , betreffen . Es ist
selbstverständlich , daß nach der Aufgabe des passiven Wider¬
standes die Regiebahnen durch die Industrie benützt werden
können . Ebenso selbstverständlich ist es aber , daß sich aus der
Tatsache des Reichseigcntums an den Bahnen ergibt , daü seitens
der Vertreter wirtschaftlicher Organisationen keine l' - r ingen
abgegeben werden -, die eine Auslegung dahin zn.las ' -. daß die
Wirtschaft sich an einer Beschlagnahme dieser D .".mLgensstiicke
des Reiches beteiligen könne.

Was endlich die Regelung der Arbeitszeit betrifft , gelten
hierfür lediglich die gesetzlichen Bestimmungen des Reiches . Daß
«ine gesetzliche Neuregelung der Arbeitszeit in allernächster Zeit
geplant ist, darf als bekannt vorausgesetzt werden.

Mit vorzüglicher Hochachtung Ihr sehr ergebener

(gez .) : Dr . Stresemann.



Die Ruhr - und Reparationsfrage.
Belgische Studien zum Reparationsproblem.

Paris , 13 . Okt . Die Belgische Telegraphenagentur be¬
richtet , die belgische Regierung habe jüngst die Aufmerk¬
samkeit der französischen , britischen und italienischen Re¬
gierung auf ihre technischen Studien über das Repara¬
tionsprobleme gelenkt und ihnen vorgeschlagen , sie durch
die Reparationskommisston prüfen zu lasten . Nach Ansicht
der belgischen Regierung könnten diese Studien — wenig,
stens teilweise — als Grundlage für einen konkreten Re¬
parationenplan dienen und zu einer praktischen Lösung
des Reparationsproblems führen . Die belgische Regierung
schlage deshalb vor , durch Spezialisten ihren technischen
Plan prüfen zu lasten , damit die Aufgaben der alliierten
Regierungen erleichtert werden , wenn sie aufs neue das
Reparationsproblem anschneiden werden.

Brüssel , 13 . Okt . Nach einer Meldung der Belgischen
Telegraphenagentur haben die Regierung von Frankreich,
England und Italien den Vorschlag der belgischen Re¬
gierung angenommen , der dahin geht , die technischen
StudienBelgiens  zum Reparationsproblem der Re¬
parationskommission zu unterbreiten.  Diese wird
sich infolgedessen in der nächsten Zeit mit dieser Aufgabe
befassen.
Eine itattenische Stimme zur Haltung Frankreich ».

Mailand , 13. Okt. Der „Corriere della Sera " schreibt in einem
Leitartikel : Der Sieg genügt Frankreich nicht. Seine Haltung
läßt den Schluß zu, daß es auf den Tod seines Gegners wartet.
Was sind die dauernden Garantien anderes als diejenigen Ter-
ritorialien und militärischen Garantien , auf die Fach und Cle-
menceau 1919 verzichten mußten ? Deutschland ist bereits in mo¬
ralischer Auflösung . Es ist nicht ausgeschlossen , daß die politische
Auflösung hinzukommt . Es gäbe dann ein Rheinland unter
französischem Protektorat , einige ' schwache Staaten , mit denen der
Sieger machen könnte, was er wollte , ein Preußen , das tiefer
erniedrigt wäre als das von Jena . Aber zwischen Jena und
Leipzig liegen nur wenige Jahre . Es bleibt trotz allem wahr,
daß die Geschichte sich wiederholt . Die Verhältnisse der Kräfte
und der Völker bleiben . Das Frankreich von heute kann nicht
ein großes Volk ausschalten , das in der ganzen neueren Ge¬
schichte immer unter den ersten stand. Bräche Deutschland zu¬
sammen , so wären nicht nur die Reparationen , sondern die
ganze Zukunft Europas vor allem aber Frankreichs , in Gefahr.
Wenn Deutschland völlig ausgeschaltet ist, wird Frankreich allzu
mächtig sein und erkennen, daß sich automatisch eine Lage bildet,
di« gegen Frankreich gerichtet ist. Frankreich wird nicht das
Wunder fertig bringen , daß die anderen Völker sich mit seiner
Macht absinden oder damit , daß es Deutschland dauernd nieder¬
hält.

*

Französische Hosinungen bezüglich
der Wiederaufnahme der Arbeit.

Paris , 1-1. Okt. Havas berichtet aus Düsseldorf , die Verhand¬
lungen , die augenblicklich mit der französisch-belgischen Eisen¬
bahnregie über die Wiederaufnahme der Arbeit gepflogen wür¬
den, ließen ein Abkommen zum Ende dieser Woche erwarten.

Wiederaufnahme der DiensttStigkeit der Eisen¬
bahner im besetzten Gebiet.

Berlin , 13 . Okt . Der Reichsverkehrsminister
hat eine Aufforderung an das im besetzten Gebiet anwe¬
sende Personal der zurzeit nicht im Betriebe der deutschen
Verwaltung befindlichen Bahnstrecken gerichtet , in der auf¬
gefordert wird , sich am Mittwoch,  den 17 . Oktober , zur
Aufnahme des Dienstes bei der Regie zu melden . Der
Ableistung eines Diensteides stände nichts entgegen , nach¬
dem der Leiter der Regie öffentlich erklärt habe , daß die
eidlichen Verpflichtungen lediglich einen rein beruflichen
Charakter hätten . Nach dieser Erklärung könne die Ab¬
gabe eines Eides die gegen das Reich weiter bestehen blei¬
benden Treupflichten nicht aufheben . Im Namen der Re¬
gierung stellt der Reichsverkehrsminister fest , daß die Re-
gierung die Regie nur als eine vorübergehende Verwal¬
tung ansehen kann , und daß der gegenwärtige Betrieb
durch die Regie d -.e Rechte des Deutschen Reiches an den
besetzten Bahnen nicht berührt.

Der soziale Kampf im Ruhrgebiet.
Essen, 14. Okt. In Eelsenkirchen stellte gestern die Betriebs¬

rätekonferenz die Forderung auf sofortige Beseitigung der Ar¬
beitszeitverkürzung . Die Angestellten erhoben beim Reichsar-
beilsminister telegraphisch gegen die seitens der Unternehmer
auch ihnen angekündigte Einführung der Kurzarbeit unter ent¬
sprechender Herabsetzung der Bezüge , die gegen das Gesetz ver¬
stehe, Einspruch.

Ausland.
Zum Generalstreik in Polnisch -Oberschlesien.
Breslau , 12. Okt. Die Reichsbahndirektion Breslau teilt mit:

Infolge des Generalstreiks in Oberschlesien werden vorüber¬
gehend die deutschen Züge an der polnischen Grenze nicht von den
dortigen Eisenbahnbehörden übernommen . Nach Ostoberschlesien
reisende Personen , werden deshalb mit längerem Aufenthalt
an der Grenze zu rechnen haben . Eine Sperrung des Güter¬
verkehrs trat bisher noch nicht ein.

Verschiebung des Besuchs
des serbischen Königspaars.

Paris , 14 . Okt . Nach einer Blättermeldung aus Bel¬
grad ist der angekündigte Besuch des serbischen Königs¬
paares in Paris , der bereits einmal verschoben wurde,
nunmehr abermals vertagt und zwar bis zum Mai näch¬
sten Jahres.

Amtliche Bekanntmachungen.
Verfügung der Landesversorgnngsstelle über die

Kartoffelversorgung au » der Ernte 1923.
Vom 4 . Oktober 1923.

Auf Grund des 8 2 Abs. 3 und des 8 4 der Verfügung
des Ernährungsministeriums über die Kariofselversorgung aus
der Ernte 1923 vom 4 . Oktober 1923 wird versügt:

8 1-
Der Versand von Kartoffeln in ganzen Wagenladungen auf

der Bahn nach Orten außerhalb Württembergs darf vom 8 . Ok¬
tober ds . 2s . ab nur mittels eines amtlich gestempelten Fracht¬
briefs ersolgen : zur Beförderung von Kartoffeln mittels Schiff
nach Orten außerhalb Württembergs sind vom gleichen Zeitpunkt
ab amtliche Besörderungsscheine erforderlich.

8 2.
Die Stempelung der Frachtbriefe und die Ausgabe der Be¬

sörderungsscheine erfolgen durch die Landesversorgungsstelle , Ber-
waltungsabteilung. 8 3-

Gestempelte Frachtbriefe und Besörderungsscheine werden
nur abgegeben:
1. An die zum Kartoffelhandel zugelassenen Händler und Ge¬

nossenschaften : diese hasten dafür, daß ihre Angestellten und
Aufkäufer mit den Frachtbriefen keinerlei Mißbrauch treiben.

2. An Kleinhändler , die Kartoffeln unmittelbar an Verbraucher
absetzen und zum unmittelbaren persönlichen Aufkauf beim
Erzeuger gemäß 8 17 der Reichsverordnung vom 13. Juli
1923 über Handelsbeschränkungen zugelassen sind.

3. An Berbrauchervereinigungen und Gemeinden , die Kartoffeln
unmittelbar vom Erzeuger beziehen und im Erzeugergebiet
auskaufen lassen, dann , wenn sie sich eines für sie zugelas-
fenen Aufkäufers bedienen . Die Berbrauchervereinigungen
und Gemeinden hasten für richtige Verwendung der Fracht¬
briefe durch ihre Aufkäufer.

4 . An Landwirte , die Kartoffeln eigener Erzeugung in Wagen¬
ladungen unmittelbar an Verbraucher versenden.

8 4.
Be ! Einreichung von Gesuchen um Frachtbriefstempelnng

oder Ausgabe von Beförderungsscheinen ist in den Füllen des
8 3 Ziff. I bis 3 dieser Verfügung der Nachweis der erteilten
Handels - oder Aufkaufserlaubnis zu erbringen . Der vorzu¬
legende Frachtbrief hat die genaue Adresse des Absenders und
des Empfängers anzugeben.

Im Falle von 8 3 Ziff . 4 ist bei Einreichung des Gesuchs
eine Bestätigung des zuständigen Ortsvorstehers darüber beizu¬
bringen , daß der zu versendende Wagen ausschließlich aus der
eigenen Erzeugung des Antragstellers stammt.

8 5.
Es ist verboten , auf dem Frachtbrief hinsichtlichder Empfangs-

und Absenderadresfe irgend welche Aenderunge » durch Ausstrei-
chen, Radieren , Ueberklebcn oder Ileberschreiben vorzuuehmen.
Derartig geänderte sowie nicht völlig ausgejüllte Frachtbriefe
find ungültig.

8 6.
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften in 8 1 lind 5

werden auf Grund des 8 3 der Verfügung des Ernährungs¬
ministeriums über die Kartoffelversorgung aus der Ernte 1923
vom 3. Oktober 1923 bei vorsätzlicher Begehung mit Gesüngnis
bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit, einer dieser
Strafen , bei fahrlässiger Begehung mit Geldstrafe bestraft. Neben
der Strafe kann auf Einziehung der Gegenstände erkannt werden,
auf die sich die strafbare Handlung bezieht, auch wenn die Ge¬
genstände weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören.

. Hofmann.

Deutschland.
Der Relchskauzler gegen neue Gerüchte über

Loslösungsbestrebungen Bayerns.
Berlin , 14. Okt. Zn der gestrigen Sitzung des Reichstages

ist Ledebour (USP .) auf die Ausführungen zurückgekommen, die
von kommunistischer Seite in der vorletzten Sitzung des Reichs¬
tages dahin gemacht worden waren , daß hochverräterische Be¬
sprechungen von einer mehr oder weniger im Namen einflußrei¬
cher bayerischer Kreise handelnden Persönlichkeit mit der fran¬
zösischen Regierung wegen der Loslösung Bayerns vom Reich'
stattgefunden hätten . Ledebour hat die Reichsregierung gefragt,
ob ihr diese Bestrebungen bekannt seien . Die Reichsregierung
muß es selbstverständlich ablehnen , solch unsinnige Gerüchte zum
Gegenstand von Untersuchungen zu machen, da dies eine Be¬
leidigung Bayerns in sich schließen würde , an dessen deutscher
Gesinnung kein Zweifel besteht. Aus diesem Grunde hat es auch
der Reichskanzler in der heutigen Sitzung unterlassen , auf die
Beschuldigungen Ledebours auch nur mit einem Wort einzu¬
gehen.

Separatistischer Aebersall
auf da » Mainzer Stadthaus.

Mainz , 13 . Okt . Heute Nacht kurz vor 11 UL ? versuchten
Separatisten mit grün -weitz -roten Armbinden das Stadt-
Haus zu stürmen . Die dort stationierte Polizeiwache in
Stärke von vier Mann leistete den Eindringlingen Wider¬
stand , wobei auf beiden Seiten geschossen wurde . Ein Po¬
lizeibeamter wurde durch einen Schutz in den Oberschenkel
verletzt . Auch auf Seiten der Separatisten gab es einige
Verletzte , die von ihren Parteigängern vom Platz gebracht
wurden.

Die Unruhen im Innern.
Höchst a. M ., 12. Okt. In den heutigen Vormittagsstunden de¬

monstrierten vor dem hiesigen Nathause die an den städtischen
Notstandsprojekten beschäftigten Erwerbslosen . Sie forderten
einen sofortigen Vorschuß in Höhe von 10 Milliarden pro Kopf
und Bezahlung der Regentage . Infolge der rapid steigenden
Teuerung herrschte unter den zahlreichen Demonstranten eine
große Erbitterung und die Stimmung wurde fortgesetzt bedroh¬
licher. Am Eingang des Rathauses wurde daher ein starker
Polizeiposten aufgestellt . Die Polizei verhielt sich vollkommen
zurückhaltend, bis plötzlich aus der Menge Steine gegen sie ge¬
worfen wurden . Die Polizisten machten hierauf von der Waffe
Gebrauch und gaben mehrere Schüsse ab. Soweit sich bisher fest-
ltellen läßt , wurden auf Seiten der Demonstranten ein Arbeiter

getötet , drei schwer und zwei leichter verletzt . Die Menge be-
lagerte weiter das Rathaus . Die heute früh zwischen dem Magi¬
strat und den Notstandsarbeitern ausgenommenen Verhandlun¬
gen über die erwähnten Forderungen sind vorläufig abgebrochen
worden . Die Franzosen haben sich bis jetzt neutral verhalten,
aber es steht zu erwarten , daß seitens der Besatzungsbehörde
der Belagerungszustand verhängt wird.

Düsseldorf , 15. Okt. Die Stadtverwaltung teilt über die vor¬
gestrigen Vorfälle mit : In den Nachmittagsstunden des Sams¬
tag kam es an einzelnen Stellen erneut zu Plünderungen.
Große Menschenmengen sammelten sich in verschiedenen Stadt¬
teilen an , die aber durch blaue Polizei und die Besatzungtrup¬
pen zerstreut wurden . Alles deutet darauf hin , daß die Plün¬
derer von Agitatoren aufgehetzt waren . Infolge der Vorgänge
haben die Besatzungsbehörden den Beginn der Nachtsperre schon
auf 9 Uhr abends festgesetzt.

Erfurt , 15. Okt. In Meiningen entstand in der Nacht vom
13. zum 14. Okt. zwischen einigen Einwohnern und Reichswehr-
soldaten eine Schlägerei . Auf Anforderung der Polizei griff
eine Abteilung Reichswehr ein , um die Ruhe wiederherzustellen,
wobei einige Personen verwundet wurden . Zn der vorigen
Nacht sollen von den Verwundeten zwei ihren Verletzungen er¬
legen sein.

Rotzbach aus der Haft entlassen.
Leipzig , 14 . Okt . Der Staatsgerichtshof zum Schutze

der Republik hob in seiner gestrigen Sitzung den Haftbe¬
fehl gegen den Oberleutnant a . D . Roßbach auf dessen er¬
neute Beschwerde auf und verfügte seine sofortige Haft¬

entlassung _̂ —

Vermischtes.
Analytisches zur bayrischen Volksseele.

München , 11 . Okt . Die durch den Eeneralstaatskommis-
sar vor einer Woche diktierten niedrigeren Bierpreise für
Bayern sind heute durch einen neuen Erlaß wieder aufge¬
hoben worden . Entsprechend dem gesunkenen Geldwert
mußte der Staatskommissar eine bedeutende Erhöhung der
Preise , die sich zwischen 70 und 110 Millionen Mark »pro
Liter bewegen , eintreten lassen.

Riesendiebstahl.
Berlin , 12. Okt. Einbrecher stahlen in der verflossenen Nacht

bei einem Mitglied des schweizerischen Roten Kreuzes für 2 Bil¬
lionen Mark Silbersachen und für ebenso viel Sachen , die das
Rote Kreuz für wohltätige Zwecke aufbewahrte , darunter 170
Wäschestücke für Weihnachtsbescherungen.

Explosion eines Pulvermagazins der Warschauer
Festungswerke.

Warschau , 14 . 10. (Poln . Tel .-Ag .) Gestern vormittag
explodierte ein Pulvermagazin der Festungswerke im Bannkreis
der Stadt . Bis Mittag waren eine Anzahl Tode , 48 Schwer¬
verletzte und 110 Leichtverletzte sestgestellt. Die Vertreter der
zivilen und militärischen Behörden begaben sich an den Ort der
Katastrophe , um die nötigen Maßnahmen zu veranlassen . Die
eingeleiteie Untersuchung ergab , daß die Explosion auf einen ver¬
brecherischen Anschlag zurückzuführen ist. — Eine spätere Mel¬
dung besagt : Durch die Explosion des Pulvermagazins , worin
etwa 2000 Tonnen Pulver lagerten , wurde ein Teil der alten
Festungswerke zerstört , die Militärfunkstation beschädigt und
eine Anzahl benachbarter Häuser ebenfalls zerstört . Die
Detonation wurde 50 Kilometer weit wahrgcnommen . Die Re¬
gierung ließ sofort eine beträchtliche Summe für Hilsszwecke an¬
weisen . _

Aus Stadt und Land.
Calw , den 15. Oktober 1923.

Die Brolversorgung der Bedürftige » .
Der aus der Mitte des Reichstages geäußerte Wunsch,

mit Rücksicht auf die plötzliche und große Entwertung der
Mark die Markenbrotversorgung über den 15 . Oktober

hinaus noch einige Zeit fortzusühren , ist aus technischen
und wirtschaftlichen Gründen , insbesondere im Hinblick auf
den großen Umfang des Personenkreises , leider gänzlich
unerfüllbar . Es bleibt daher der Reichsregierung nach
wiederholter Prüfung der Frage nichts anderes übrig , als
die bedürftigen Kreise der Bevölkerung herauszugreifen
und ihre Unterstützung derart zu erhöhen , daß sie über die¬
sen kritischen Weg hinwegkommen können . Im Interesse
schnellster Unterrichtung geben wir hier einen Ueberblick
über die geplanten Einzelmaßnahmen : Im besetzten Gebiet
soll die Versorgung mit Markenbrot , wie das schon vorher
in Aussicht genommen war , wenn auch eingeschränkt , so
doch vorläufig noch fortgesetzt werden . Für die Sozia l -
und Kleinrentner  füllen die am 15 . Oktober fälli¬
gen halbmonatlichen Bezüge nach der neuesten Neichsricht-
zahl berechnet und dadurch erhöht werden . Außerdem er¬
halten die Sozial - und die Kleinrentner am 22 . Oktober
bei fortschreitender Teuerung eine weitere Unterstützung.
Auf Grund des Ermächtigungsgesetzes wird es möglich
sein , auch die llnfallrenten  aufzuwerten . Die
Kriegsbeschädigten und die Kriegshinter¬
bliebenen  erhalten durch die Fürsorgestellen neben der
Erhöhung der Zusatzrenten eine weitere Zuzahlung . Die
Sätze der Erwerbslosenunterstützung  sollen
mit der beginnenden Woche dem Stand der Mark schneller
und besser angepaht und zugleich in ihren Grundbeträgen
erhöht wrden . Eine entsprechende Mehrzahlung soll schon
am nächsten Dienstag einsetzen . Die zugunsten der
Kinderreichen  vorgesehenen Maßnahmen sind bereits
bekanntgegeben worden . Hiermit sind im Wesentlichen die¬
jenigen Bevölkerungskreise bedacht worden , denen der Ge¬
setzgeber beim Erlaß des Gesetzes zur Sicherung der Brot¬
versorgung im Wirtschaftsjahr 1923 -24 gewisse Entschädi¬
gungen für den Wegfall des Markenbrotes gewähren
wollte . ^



Aufruf der Landwirtschaftlichen Organisationen.
Die Württ . Landwirtschaftskammer, der Landwirtschaftliche

Hauptverband, der Verband landwirtschaftlicher Genossenschaften
und die Zentralgenossenschaft des Schwab. Bauernvereins Ulm
haben einen Aufruf an die württ. Landwirte erlassen, in dem
es heißt: „Die Ernährungslage in den größeren Städten Würt¬
tembergs ist, wenn nicht in der nächsten Zeit starke Anlieferun¬
gen in Getreide und besonders in Kartoffeln erfolgen, bedenklich.
Wir bitten daher unsere Berufsgenossen dringend, von den ge¬
nannten Erzeugnissen in der allernächsten Zeit abzuliefern. Die
bisherige Kartoffelnot in den Städten ist auf die verspätete
Ernte zurückzuführen. Da jetzt die Ernte zum Teil erst beginnt
und Kartoffeln vom Acker weg verkauft werden, ist zu erwarten,
daß der Bedarf an Kartoffeln endlich gedeckt werden kann. In
der bitterernsten Zeit, in der wir leben, liegt es nicht zuletzt
auch im Interesse der Landwirtschaft, daß Beunruhigungendurch
Mangel an Lebensmitteln, besonders an Kartoffeln, bei der
Bevölkerung vermieden werden. Die oben genannten landw.
Organisationen kennen genau die Hemmungen, die einer Ablie¬
ferung da und dort entgegenstehen; sie kommen aber unter Be¬
rücksichtigung der Gesamtlage doch zu dem Entschluß, ihren Be¬
rufgenossen die Ablieferung in den nächsten Wochen dringend zu
empfehlen."

Borstandssitzung
der WUrttembergischen Landwirtschaflsstammer.

(SLB ) Stuttgart , 12. Okt. Der Vorstand der Württ.
Landwirtschaftskammer hielt am 9. Oktober in Stuttgart
eine Sitzung ab, bei der verschiedene Ernährungs-
fragen  eingehend besprochen wurden . Der Leiter des
Ernährungsministeriums , Staatsrat Rau,  schilderte die
Ernährungslage . Der Getreideablieferung stehen zurzeit
starke Hemmungen im Wege. In Württemberg ist bis jetzt
noch sehr wenig Getreide angeliefert worden. Trotzdem ist
unsere Ernährung auf dem Gebietender Brotversorgung
durch die Reichsgetreidestelle zunächst sichergestellt. Sehr
ernst ist jedoch die Lage bei der Kartoffelversor¬
gung.  In Württemberg wurden bis jetzt sehr wenig
Kartoffeln angeliefert . Man hat den Eindruck, als ob die
Landwirte eine gewisse stimmungsmäßige Zurückhaltung
beobachteten. Hier muß Abhilfe geschaffen werden. Es ist
untragbar , daß ein Teil der Bevölkerung unmittelbar nach
der Ernte hungert . Zunächst erscheinen zwei Maßnahmen
geeignet . Die Württ . Landwirtschaftskammer erläßt zu¬
sammen mit den übrigen landw. Organisationen einen
Aufruf und fordert die Landwirte auf, mehr Getreide
und Kartoffeln abzuliefern (was inzwischen geschehen ist.
Red.) ; oder, und dieser Weg ist vielleicht erfolgreicher, die
landw . Bezirks- und Ortsvereine stellen fest, wieviel Kar-
toffeln in den einzelnen Bezirken zum Verkauf stehen, da¬
mit die einzelnen Städte darauf verwiesen werden können,
wo Kartoffeln aufzukaufen sind (was noch zu geschehen
hat . Red.). Zu der in der Landwirtschaft , herrschenden
Stimmung hat die derzeitige württ . Regierung keinen An¬
laß gegeben. Das württ . Ernährungsministerium hat sich
für die Freiheit der Wirtschaft eingesetzt und auch in der
Frage der-Besteuerung die Wünsche der Landwirtschaft un.
terstützt. Auch das Württ . Finanzministerium sei mit aller
Entschiedenheit für die Interessen der Landwirtschaft in
Berlin eingetreten . Der Wehrbeitragswert ist als steuer¬
liche Grundlage ungeeignet. Ferner ist Anweisung gege¬
ben, daß keine Marktgerichte mehr  eingesetzt wer¬
den. Die Preisbildung bei den landw . Erzeugnissen muß
sich genau so vollziehen können wie bei den anderen Pro-
dukten. Auch im Interesse der Landwirtschaft liegt es, da¬
für zu sorgen, daß die Ernährungslage zu keinen Unruhen
führt . In der eingehenden Aussprache wurde festgestellt,
daß die heutige Stimmung in der Landwirtschaft durch die
Behandlung der Landwirte in den letzten Jahren verur¬
sacht wurde . Der Landwirtschaft ist das Vertrauen zur
Regierung verloren gegangen. Dazu kommen jetzt die Aus¬
wirkungen der neuen Steuern . Die Landwirte wissen zur¬
zeit nicht, wo das Geld hernehmen, um ihre Steuern be¬
zahlen zu können. Durch die Steuern seien die Landwirte

gezwungen,' ihr Getreide zurückzühalten, damit sie an den
kommenden Steuerterminen noch Geld zur Verfügung hät¬
ten. Die Landwirte könnten heute aus finanziellen Grün¬
den im Monat nicht mehr als ein Zwölftel ihrer Erzeug¬
nisse verkaufen. Die Kartoffelernte hat in verschiedenen
Gegenden erst begonnen, fällt aber leider fast überall in
Württemberg gering aus . Württemberg ist in diesem Jahr
mehr als sonst auf den Bezug der Kartoffeln aus Nord¬
deutschland, das eine gute Ernte hat , angewiesen. Scharfe
Klage wurde noch darüber geführt , daß alles von den
Landwirten statt Geld Getreide fordere. Die Negierung
wird ernstlich erwägen , ob dieser Tausch auf Grund des
Ausnahmegesetzes verboten werden kann. Die berechtigten
Klagen der Landwirtschaft werden von der Regierung un¬
terstützt werden. Es wurde beschlossen, das Württ . Er¬
nährungsministerium zu ersuchen, bei der Württ . Staats-
regierung und der Reichsregierung darauf hinzuwirken,
daß mit sofortiger Wirkung zur besseren Versorgung der
Bevölkerung mit Kartoffeln der Frachtsatz  für Einzel¬
transporte in Mengen bis zu 10 Zentner zu dem 10 Ton-
nen-Frachtsatz unverzüglich herabgesetzt wird . Gegen das
Währungsgesetz  erhebt die württ . Landwirtschaft
entschiedenstenEinspruch, da auch hier wieder der Wehr¬
beitrag als Grundlage herangezogen werden soll und für
Württemberg nachgewiesen ist, daß es bei der Festsetzung
des Wehrbeitrags am stärksten herangezogen wurde . Mit
größter Schärfe wandten sich die Vorstandsmitglieder gegen
die unerträgliche Steuerbelastung  durch die neuen
Steuergesetze und gegen die Strafzuschläge. Wenn hier
nicht bald eine Aenderung eintritt , dann wird eine Ver¬
bitterung Platz greifen, die zu den schlimmsten Folgen füh¬
ren könnte. Es sei dringend nötig , daß sich auch das württ.
Finanzministerium um die Reichssteuern kümmere und daß
auf die Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen endlich
Rücksicht genommen wird . Tausende von Kleinbauern wer¬
den durch solche Gesetze in kürzester Zeit ruiniert . Die
Landwirtschaftskammer wird sofort die entsprechenden
Schritte beim Finanzministerium und beim Landesfinanz¬
amt unternehmen.

Weiter für Dienstag und Mittwoch.
Ein Luftwirbel über der östlichen Nordsee rückt näher.

Für Dienstag und Mittwoch ist naßkaltes Wetter zu er¬
warten.

*

Liebenzell, 12. Okt. Am 1. Oktober ist Herr Stadtpfar¬
rer Lempp  hier eingetroffen , auf dem Bahnhof begrüßt
vom Kirchengemeinderat und den Vertretern der bürger¬
lichen Gemeinde und der Schule. In unmittelbarem An¬
schluß daran hielt Herr Stadtpfarrer Lempp eine Begrü¬
ßungsandacht in der Kirche, wohin feierliches Glockenge¬
läuts eine zahlreiche Gemeinde rief . Der eigentliche Amts¬
antritt unseres neuen ersten Stadtpfarrers erfolgte am
vergangenen Sonntag . In der Antrittspredigt über das
Sonntagseoangelium zeichnete Herr Stadtpfarrer Lempp
in Jesus das Vorbild eines Seelsorgers , ließ aber auch
durch feine klaren, packenden Ausführungen spuren, daß
er selbst nicht anders als auf Grund des Enadenerleb-
nisses, das allein zu einem lebendigen Christentum führt,
seine Arbeit treiben kann. Die feierliche Amtseinsetzung,
durch eine Ansprache von Herrn Dekan Zeller  eingelei¬
tet , gab unserem neuen Seelsorger weiter Gelegenheit, von
seinem Lebensgang zu berichten, den er an seinen Konfir-
mationsdenkspruch Pf . 118,14 anknüpste. Der Festgottes¬
dienst war durch Mitwirkung des Posaunenchors und
Jungfrauenvereins verschönt. Beide halfen auch nachmit¬
tags die Feier im Gemeindehaus ausschmücken, zusammen
mit anderen musikalischen Kräften unserer Jugend . Da¬
zwischen hielten nach der Begrüßung durch Herrn Stadt¬
pfarrer Eaiser  zuerst Herr Müller Hai sch als Ver¬
treter der bürgerlichen Gemeinde für den leider erkrankten
Herrn Stadtschultheiß Mäulen , Herr Dekan Zeller,
Herr Pfarrer Lempp  von Stammheim , ein Vetter un¬
seres Herrn Stadtpfarrers , der auch morgens als einer

der Zeugen mitgeKrkt hatte , sowie Herr Missionär Schultz«
als Vertreter der Ortsgruppe des ev. Volksbundes , ernste,
oftmals auch mit feinem Humor gewürzte Ansprachen. Ein
Dankeswort von Herrn Stadtpf . Lempp  beschloß die Feier.
Möge unserer neuen Pfarrfamilie der schöne Tag ein Zei¬
chen freudiger , warmer Aufnahme in unserer Gemeinde
bleiben ! Wir wünschen nur , daß sie hier bald so heimisch
werden möge, wie in Widdern , dem Frankenstädtchen an
der Jagst . Gott segne ihr Leben und Wirken hier in dieser
ernsten Zeit ganz besonders!

(SCV ) Stuttgart , 13. Okt. Um einen geschlossenen
Kampfbund der Arbeiterklasse herbeizuführen , hatte sich
die Kommunistische Partei an die Sozialdemokratie und
die Gewerkschaftenmit dem Vorschlag auf Schaffung eines
gemeinsamen Aktionskomitees aller Arbeiterorganisatio¬
nen gewandt . Die Gewerkschaften haben den Vorschlag an¬
genommen, von der Sozialdemokratie wurde er jedoch ab
gelehnt.

(SCV ) Stuttgart , 13. Okt. Die heutige Nummer der
„Süddeutschen Arbeiterzeitung " ist auf Anordnung des
Polizeipräsidiums Stuttgart wegen Aufforderung zur
Gründung proletarischer Hundertschaften beschlagnahmt
worden.

(SCB .) Oberkirchberg OA. Laupheim, 12. Okt. Im Juli
ds. Js . entschloß sich das Eräfl. v. Fuggersche Rentamt, einen
neuen Brunnen beim Forstamt Schniirpflingen graben zu lasten,
da der dortige 23 Meter tiefe Brunnen feit einem Jahr kein
Master mehr gab. Der Stuttgarter Rutengänger, Otto Gräßle,
wurde beauftragt, gefühlstechnischeUntersuchungen an Ort und
Stelle vorzunehmen. Gräßle hat mit Hilfe der Wünschelrute
fünf Meter vom alten Brunnen zwei Wasserspiegel festgestellt,
wovon der eine in 8 bis 10 Meter und der andere in 14 bis
16 Meter Tiefe liegt. Die Vornahme der Bohrungen haben
den Befund bestätigt. Bei 10,2 Meter kam zum Erstaunen der
Anwesenden gutes frisches Trinkwaster in reicher Menge. So
befindet sich der neue Brunnen mit 10 Meter Tiefe nur 5 Meter
von dem alten, 23 Meter tiefen, erschöpften Brunnen.

(ECB ) Ravensburg , 13. Okt. Die Strafkammer hat
einen gewissen Schmid aus Gmünd und den kaum 18 Jahre
alten Alwin M. aus Mittelbiberach , die in der Nacht zum
12. Mai einen Einbruch in der Kirche zu Mittelbiberach
begangen und weitere schwere Diebstähle verübt hatten,
elfteren zu 5 Jahren Zuchthaus und Aberkennung der
bürgerlichen Ehrenrechte auf 3 Jahre , letzteren zu 3 Jah¬
ren Gefängnis verurteilt.

Geld-, Volks - und Landwirtschaft.
Mürkte.

(SCB ) Stuttgart , 13. Okt. (Wochen markt .) Es
kosteten: Aepfel 25—60 Mill ., Birnen 20—60, Zwetschgen
30—35, Quitten 35—50, Pfirsiche 40—50, Trauben 60—70,
Nüsse 55—65, Tomaten 25—35 Mill . das Pfund ; Kraut 18
bis 20. Rotkraut 20—25, Köhl 20—22, gelbe Rüben 18.
Spinat 22—25, Mangold 18, Zwiebeln 24—25, Bohnen 40
bis 45 das Pfund , Salatgurken 15—20, Salat 5—12, En¬
divie 5—15, Kohlräble 3—10, Rettiche 3—15. Rosenkohl
12—18 das Stück; Schmalz 900—950, Butter 560, Marga¬
rine 500—800, Schmelzmargarine 800—850, Kokosfett 750
bis 800, Palmin 840—900, Rinderfett 700, Speisefett 700
bis 800 das Pfund ; Emmentalerkäse 80. Tilsiter 60,
Edamer 120, Münster 40, Romadour 40, Backsteinkäse 34
bis 36 die 100 Gramm , Kräuterkäse 30- -50 der Stöpsel,
Camembert 30—45 das Eckchen. Eier fehlten vollständig;
auch Kartoffeln waren keine angeboten.

(SLB ) Winnenden , 13. Ott . Dem Fruchtmarkt wurden
46 Zentner Weizen, 236 Zentner Hafer und 11 Zentner
Dinkel zugeführt . Der Preis für We-zen betrug 2,5—3.5
Milliarden , für Hafer 1,3—1.9, für Dinkel 1.5—2,1 Milli-
ardsn Ml . pro Zentner . — Auf dem Obstmarkt wurde für
Mostobst 1,1—1,5 Milliarden , für Tafelobst 1,8—2.2 Mil¬
liarden , für Zwetschgen 300—700 Millionen Mk. pro
Zentner bezahlt. Das Pfund Quitten kostete 18—24 Mil¬
lionen Mark.

Steffani Drehsa.
Roman von Alexandra v. Bosse.

Hatte Karl alles gehört? Gewiß! Weder der Vater noch
Tante Hermine hatten ihre Stimmen gedämpft. Und des Va¬
ters Stimme war so laut. Wie Karl, hatten wohl noch andere
Dienstboten gelauscht, und in der Küche, in der Eesindcstube,
in Stall und Scheune würde nun verhandelt werden über sie
und — Treben. . ."

„Komm gut nach Hause!" sagte ihr Vater, als Karl zurück¬
trat und die Pferde anzogen.

„Danke!" erwiderte Steffani und neigte grüßend den Kopf,
als Wagnitz mit steifer Bewegung den Hut lüftete.

Am Hoftor stand ein Knecht, hob grüßend die Mütze und
grinste. Warum grinste er? . . . Im Dorfe kamen die Leute
von den Feldern .grüßten freundlich, aber Steffani erwiderte
heute ihre Grüße nicht. Müde lehnte sie im Wagen und starrte
verzweifelt vor sich hin. Erschöpft fühlte sie sich, am ganzen
Körper wie zerschlagen, als habe man mit Steinen nach ihr
geworfen.

Wenn der Vater Erkundigungen einzog. sorgte gewiß Tante
Hermine dafür, daß er Harmlosigkeiten so zu hören bekam, daß
der Schein gegen sie sprach, und wenn er dann Rüdiger be¬
nachrichtigte, ihn zurückrief— dann war alles — alles aus . . .

*

Je mehr Steffani über die Anschuldigungen nachgrübelte,
die von Tante Hermine gegen sie erhoben worden, um so mehr
wurde sie davon geängstigt. Wie sollte sie dies, ihre Ehe be¬
sudelnde Gerede vor Rüdiger rechtfertigen, wenn er zuriickkam?

— Unvorsichtigkeit ist in solchen Dingen Schuld! Die Worte
des Vaters klangen ihr noch im Ohr, und von dieser Schuld
konnte sie sich nicht freisprechen; das machte sie wehrlos. Und
sie mußte an ein altes Volkslied denken, das sie einst mit den
Schwestern mehrstimmig gesungen hatte:

Die Disteln und die Dornen,
Die stechen gar so sehr.
Die falschen— falschen Zungen
Aber, ach noch viel mehr!
Die eine sagt dies —
Die andre sagt das . . . .

Wie wahr, wie wahr," dachte sie. „Wehe dem, der bösen, fal¬
schen Zungen durch Unvorsichtigkeit Anlaß gibt, dies und das zu
sagen!" —

Zwei Tage nach der unerquicklichen Teestunde in Wagnitz
kam Aenni aufgeregt nach Dohneck. Kurz vorher hatte sie in
Wagnitz alles erfahren, war in einem Atem empört über Tante
Hermines Bosheit und geneigt, dem Klatsch bis zu einer ge¬
wissen Grenze Glauben zu schenken. Sie wußte ja, daß Stef¬
fani früher Ottokarl Treben geliebt hatte; und daß er sie jetzt
noch liebte, mehr vielleicht noch als früher, war offenbar. Sie
erzählte, Tante Hermine habe den Vater durch die Schilderung
von allerlei Einzelheiten ganz wütend gemacht, er habe sogar
die Absicht geäußert, an Rüdiger zu telegraphieren und seine
Rückkehr auf dem raschesten Wege zu fordern.

„Das darf er nicht!" fuhr Steffani auf.
„Er sagt, er könne die Verantwortung nicht übernehmen."
„Verantwortung? Wofür denn?"
„Für das. was noch geschehen könnte!"

„Nein, er darf nicht!" erregte sich Steffani. „Ich werdi
Rüdiger schreiben, so schrecklich mir das auch ist. Er kennt Tant«
Hermine gut genug. Er wird mir glauben, denn er hat Ver¬
trauen zu mir. Rüdiger weiß, daß ich nicht fähig wäre, ihn zu
betrügen!"

„Baue nur nicht so fest auf sein Vertrauen," warnte mit
der Miene einer erfahrenen Matrone die jüngere Schwester.
„Die Männer glauben immer lieber das von einer Frau, was
sie verdammen können. Rüdiger weiß doch gewiß, daß zwischen
dir und Treben früher so eine Art halbe Verlobung bestand.
Wie soll er nun glauben, daß dein häufiger Verkehr mit dem
einst Geliebten immer so ganz harmlos blieb?"

„Denkst du anders darüber-," fragte betroffen Steffani.
„Nein. Ich nicht, weil ich überzeugt bin, daß du Rüdiger

liebst. Aber vor anderen habt ihr immer so gelebt, als wenn
ihr euch nicht liebtet, so gewissermaßen nur nebeneinander —
nicht?"

Steffani nickte halb unbewußt.
„Und siehst du, Ottokarl glaubte das auch, das machte ihm

Hoffnung. Wo ihr in irgend einer Gesellschaft zusammentraft,
hatte er nur Augen für dich, und so entstand das Gerede. Die
Wyborgs klatschten überall laut herum, die Blinsky macht An¬
deutungen; du weißt, wie gut sie das versteht. Na — und
Tante Hermine, die alles gleichsam bucht und als Tatsache fest¬
stellt. . ."

„Ja , die falschen, falschen Zungen. . .!" murmelte Steffani.
Nach diesem Gespräch war sie noch niedergeschlagener alr

zuvor und völlig ratlos.
(Fortsetzung folgt.)



Dom Landtag.
Die Beratungen der wlirtt . Ausführung «.

bestimmungen zum Reichsfiedlungsgefetz.
(STB ) Stuttgart , 11. Okt. Der Fideikommißausschuß

des Landtags beriet am Mittwoch nachmittag und Don¬
nerstag morgen das Ausführungsgesetz zum Reichssied¬
lungsgesetz. Zu Art . 1 lag ein Antrag Schees vor, wo¬
nach als gemeinnütziges Siedlungsunteritdhmen der Staat
bestimmt werden soll. Der Regierungsvertreter
wies darauf hin , daß nach der Fassung des Entwurfs nicht
ausgeschlossen ist, den Staat die Siedlung selbst aussühren
zu lassen, es sei aber vorzuzivhen, daß dem Ministerium die
Entscheidung darüber Vorbehalten bleibe. Der Staat könne
zurzeit schon aus finanziellen Gründen nicht wohl aus¬
schließlich in Betracht kommen, und es liege im Interesse
der Durchführung der Siedlung , daß ein selbständiges Un¬
ternehmen unter Beteiligung von Banken, Genossenschaf¬
ten und privaten Vereinigungen gegründet werde. Ein
Zentrumsredner führte aus , daß im Interesse der möglichst
einfachen Durchführung und aus Gründen der Ersparnis
von Behörden es zu begrüßen wäre , wenn der Staat selbst
die Siedlung mit seinen Organen durchführte. Der Antrag
Scheef wurde mit 8 Ja (Dem., Soz.), 5 Enthaltungen
(Ztr ., D.V.) und 5 Nein (B.B., B .P .) abgelehnt , dagegen
einstimmig angenommen eine Entschließung Scheef, die das
Ministerium ersucht, bei der Errichtung des gemeinnützigen
Siedlungsunternehmens vor allem schon vorhandene staat¬
liche Stellen als Träger des Unternehmens zu bestimmen
und dem Staat einen maßgebenden Einfluß für den Fall
der Schaffung eines selbständigen Siedlungsunternehmens
zu sichern. Art . 2 wurde nach der Regierungsvorlage an-
genommen; ebenso Art . 3 mit einer vom Abg. Strobel be¬
antragten Aenderung der Zahl der Beisitzer im Verwal¬
tungsamt . Die Art . 1—9 wurden ebenfalls nach der Re¬
gierungsvorlage angenommen. Zu Art . 10, der ein Vor¬
kaufsrecht für das Siedlungsunterneh.
men  vorsieht , lag ein Antrag Ulrich vor, der das Vor¬
kaufsrecht auf alle landwirtschaftlichen Grundstücke erstrei¬
ken will, während der Entwurf es nur bei der Veräußerung
von landwirtschaftlichen Grundstücken in Größe von min¬
destens 1 Hektar vorsieht. Ein Antrag Strobel will die
Grenze von 1 auf 3 Hektar heraufgesetzt wissen. Der Re¬
gierungsvertreter führte aus , daß die Herabsetzung der
Grenze auf 1 Hektar eine wesentliche Verkehrsbelästigung
und eine Belastung der Getroffenen herbeiführe ; anderer¬
seits müsse an der Grenze von 1 Hektar sestgehalten werden,
weil der Siedlungszweck sich bei den württembergischen
Verhältnissen nur so erreichen lasse. Ein Zentrumsredner
befürwortete den Antrag Strobel , weil mit Rücksicht auf
di« verschiedene Besttzverteilung in Württemberg die
Grenze von 1 Hektar zu niedrig sei und das Vorkaufsrecht
auch den Güterverkehr von Landwirt zu Landwirt er-
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schwere. Ein weiterer Antrag Ulrich will , daß die vorge¬
sehenen Ausnahmen vom Vorkaufsrecht, soweit sie über das
Reichssiedelungsgesetzhinausgehen , gestrichen werden sol¬
len. Die Regierung betonte , daß diese Ausnahme sich aus
den württembergischen Verhältnissen heraus entwickelt
habe. Der Antrag Ulrich sieht weiter vor, daß bei der
Ausübung des Vorkaufsrechts der Uebernahmepreis , wenn
er unangemessen hoch erscheine, durch einen Schiedsspruch
des Berwaltungsrats beim Landessiedlungsamt festgesetzt
werden könne. Der Justizminister erwiderte , daß dagegen
rechtliche Bedenken bestehen. Aehnlich äußerte sich ein Red¬
ner des Zentrums . Ein Antrag Scheef will den Kaufpreis
in allen Fällen nach dem LOfachen Reinertrag bemessen.
Ein weiterer Antrag Scheef will bezüglich der bisher fidei¬
kommissarischgebuiidenen Güter ein Vorkaufsrecht ohne
Rücksicht auf die Größe der Grundstücke, sofern es sich nicht
um den Verkauf an bisherige Kleinpächter handle , und
weiter ein Vorkaufsrecht an die Gemeinden, eventuell für
den Staat , sofern das Siedlungsunternehmen von dem
Vorkaufsrecht keinen Gebrauch macht. Der Justizminister
betonte dagegen, daß hier ein Ausnahmerecht geschaffen
werde, wenn für den fideikommissarischenBesitz für alle
Zeiten , also auch nach Auflösung der Feideikommisse ein
Vorkaufsrecht eingeführt werde und daß dies im Wider¬
spruch mit dem Grundsatz von der Rechtsgleichheit in der
Verfassung stehe. Auch ein Redner des Zentrums äußerte
Bedenken gegen die Einführung eines Sonderrechts . Die
Abstimmung wurde zurückgestellt. Sodann entwickelte sich
noch eine Erörterung bei dem Abschnitt Enteignungs¬
recht  über den volkswirtschaftlichen Schaden des Groß¬
grundbesitzes. Man war sich darüber einig , daß die Größe
des Besitzes nicht den Ausschlag geben könne. Ein Vertre¬
ter des Ernährungsministeriums vertrat den Standpunkt,
daß im allgemeinen, entsprechend der Begründung des
Entwurfs , an der Besitzverteilung in Württemberg fest-
gehalten werden soll und daß nur in einzelnen Fällen , wie
wegen schlechter Bewirtschaftung oder aus anderen Grün¬
den ein Anlaß vorliege , die Enteignung dur ^ uführen.
Nach dem heutigen Stand erziele der Großgrundbesitz für
die Ernährung einen vergleichsweise größeren Ueberschuß,
als der Kleinbesitz. Ein Vertreter der Sozialdemokratie
wies darauf hin , daß bei Gütern unter 100 HMar , die von
der Enteignung nicht erfaßt werden können, Zwangspacht-
verträge im Gesetz vorgesehen werden sollen. Ein Regie¬
rungsvertreter machte auf Art . 35 aufmerksam, der der¬
artige Bestimmungen enthalte . Dann wurde die Weiter¬
beratung auf Freitag nachmittag 3 Uhr vertagt.

*

Kleine Anfrage.
(ECB ) Stuttgart , 13. Okt. Der Abgeordnete Dr . Baur!

(Ztr .) hat folgende Kleine Anfrage eingebracht: Am
Samstag , den 29. September , war im Staatsanzeiger in
einer Bekanntmachung des Landesfinanzamts zu lesen,
daß die Einkommen- und Körperschaftssteuer, sowie dis
Rhein - und Ruhrabgabe bis 12. Oktober einschließlich ohne
Zuschlag bezahlt werden könne. In den folgenden Tagen
stand dasselbe in den Bezirksblättern . Noch am Mittwoch
(3. Oktober) erklärten die Bezirksfinanzämter auf Befra¬
gen, es bleibe beim 12. Oftober . Am Donnerstag (4. Ott .)
kam plötzlich von demselben Landesfinanzamt , unter¬
zeichnet von demselben Beamten , im Staatsanzeiger Nr.
232 eine neue Bekanntmachung, derzufolge die Echonfrist
(bis 12. Oktober) aufgehoben und vom 6. Oktober an nach
Goldmarkrechnung zu zahlen sei. Das kam vom Freitag,
5. Oktober, bis Samstag , 6. Oktober rund einer Verdoppe.
lung der Steuern gleich. Da aber diese neue Sachlage für
den einfachen Mann nicht so klar aus der neuen Bekannt¬
machung zu entnehmen war , machten die Bezirksfinanz¬
ämter von sich aus bekannt : „Die Schonfrist von 7 Tagen
nach dem Steuerzinsgesetz ist weggefallen. Spätester Zah¬
lungstermin 5. Oktober 1923." (Vergl . z. B . „Tübinger
Chronik" vom 5. Oft .). Diese Bekanntmachung erfolgte am
selben Tag , an dem bezahlt werden sollte. Heber eine so
ungewöhnliche Behandlung ist die Bevölkerung mit Recht
erbittert . Was gedenkt das Staatsministerium zu tun , um
solche Unzuträglichkeiten für die Zukunft zu verhindern?
Ich begnüge mich mit einer schriftlichen Antwort.

4-

Die Notlage der kirchlichen Gemeinden.
(SCB ) Stuttgart , 13. Okt. Dem Landtag sind zwei

Entwürfe über die ortskirchlichen Umlagen und die Ge¬
währung von Darlehen an kirchliche Gemeinden zugegan¬
gen. Die beiden kurzen Entwürfe wollen die finanzielle
Lage der kirchlichen Gemeinden erleichtern. Der Entwurf
über die ortskirchlichen Umlagen ermächtigt die zuständi¬
gen Ministerien zur Vereinfachung des Umlageverfahrens,
um den evangelischen Kirchengemeinden und den katholi¬
schen Psarrgemeinden die schnellere Einziehung der Umla¬
gen und ihre Anpassung an die wirtschaftlichen Verhält¬
nisse zu ermöglichen. Der zweite Entwurf sieht Darlehen
des Staats für solche in besonders schwieriger Lage befind¬
lichen Kirchen- und Pfarrgemeinden vor, die bei der
sprunghaften Geldentwertung den Besoldungsbedarf für
ihre Angestellten trotz zeitgemäßer Entwicklung der Um¬
lagen nicht rechtzeitig decken können. Die Mittel für solche
Darlehen sollen vom Staat beim Reich ausgenommen
werden.

Ml »u «choyu»» «» »».»««-Mich: Ott» «<u ».
» >» « « ch »« U. o-Uchllnr'sch«, v >ichdnick««i, 2al» .

Stadtgemeind« Lalw.

Gas - und Strompreise.
Durch Beseitigung der Kohlensteuer und Ermäßigung

der Kohlenzechenpreiseab 15. Oktober ds. 2». werden die
bekanntgegebene» Gas- und Strompreise eine wesentliche
Ermäßigung erfahre». Ihre Höhe läßt sich heute noch nicht
berechnen. Doch werden sämtliche Vorauszahlungen nach
Feststellung der Goldpreise zum ermäßigten Satz umgerechnet
werden. Es können deshalb unbedenklich inzwischen weitere
Vorauszahlungen gemacht werden. Größere Vorauszahlungen
über den doppelten Monatsverbrauch hinaus, werden jedoch
vorläufig nicht angenommen.

Lalw, den 15. Oktober 1923.
Etadtschultheißenamt: Göhner.

Lalw.

Vrerrnholzversorgurrg 1924^
Die au» dem Holzhieb beim Schafott angefallenen

Flächenlose
werden zur sofortigen Abräumung an die Haushaltungen
zugcwicsen.

Meldungen hiesür werden am Mittwoch, d«n 17. Ok¬
tober 1S2S vormittags entgegen genommen. Wer ein
Flächenlos zugewiese» bekommt, erhält 1S24 sonst kein
Brennholz.

Lalw, den 13. Oktober 1923.
Stadtpflege: Frey.

Würzbach Oberamt Calw.
lcr-̂ M Schlachtfarren-

Verkauf.
Am Mittwoch, den 17. Oktober 1923, nachmittag«

4 Uhr kommt ein fetter

Gemeindefarren
im öffentlichen Aufstreich auf dem Rathaus zum Verkauf.

Würzbach, den 12. Oktober 1923.
Schültheißenamt.
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tauscht gegen Frucht.
Ernst Kirchherr , Lalw.

Stenoxraptile-vaternckt
(Ltolre-Lciire)') erteilt

Lrtttur Vogl , Lsl « .

An unsere Leser!
Die in's Grenzenlose gehende Markentwertung zwingt

uns den Bezugspreis unseres Blattes für die laufende Woche aufMb. 110000 Ovo.—
festzusetzen. In wieweit dieser Bezugspreis der tatsächlichen
Geldentwertung Rechnung trägt , wollen unsere Leser daraus
entnehmen, daß die, letzte Woche eingeforderten Bezugspreise
noch nicht einmal ausreichten, die Unkosten der ersten zwei
Tage dieser Woche zu decken.

Wir bitten unsere Bezieher, den oben erwähnten Betrag
bereitzuhaltenund dadurch unserem Trägerpersonal, das ohne¬
hin keine leichte Aufgabe hat, wiederholte Gänge zu ersparen.

Hochachtungsvoll

Verlag des „Ealwer Tagblatt ".

Statt Karten.

Danksagung.
Für die vielen wohltuenden Beweise herzlicher Liebe und Teilnahme

anläßlich des Todes unseres lieben Vaters, Schwiegervaters und Großvaters

M Mann Mob Mmier,
Bahnwärter a. D.

sprechen wir auf diesem Wege allen unseren tiefgefühltesten Dank aus.
Die trauernden Hinterbliebenen.

Calw , den 12. Oktober 1923.
APS
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Steacrabzag»oi»Arbeitslohn
«nd Bewert»»! der Sachbezüge.

Vom 14. bis 20. Oktober 1923 betrügt die Ver¬
hältniszahl für die Ermäßigungen beim Steuer¬
abzug vom Arbeitslohn

„zwerunddreißig «,
der Multiplikator für Sachbezüge beträgt ab
16. Oktober

«fünf«.
Die freie Station für ein Dienstmädchen beträgt

demnach monatlich . . . 1440000000 Mk.
Hikfau, den 13. Oktober 1923.

Finanzamt
I . B . : (gez.) Eisele,  St .-I.

Klavier- und Harinviilumstminer
kommt « ach Ealw und Umgegend . Aufträge
für denselben wolle man auf der Geschäftsstelle des Blattes

oder bei uns selbst niederlegem
Willy Sattler . Pforzheim,

Gcllertstraße 18. ---- -- Fernsprecher 1210 und 782.1.
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